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§ 5 b 

Versorgungswerke 
 

(1) Die Kammern können durch Satzung, die der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde 

bedarf, Versorgungswerke zur Sicherung ihrer Mitglieder im Alter und bei Berufsunfähigkeit 

sowie zur Sicherung der Hinterbliebenen schaffen. Sie können die  

Kammerangehörigen verpflichten, Mitglied des Versorgungswerks zu werden. Die Satzung kann 

vorsehen, dass das Versorgungswerk als rechtlich selbständige Einrichtung geführt wird; in 

diesem Fall gelten die §§ 1 und 2 entsprechend. 

 

(2) Die Versorgungswerke gewähren nach Maßgabe der Satzung folgende Leistungen:  

1. Altersrente, 

2. Berufsunfähigkeitsrente, 

3. Hinterbliebenenrente.  

Die Satzung kann Leistungen für Maßnahmen zur Wiederherstellung der Berufsfähigkeit, die 

Gewährung von Sterbegeld, Kinderzuschuss und die Erstattung und Übertragung der 

Versorgungsbeiträge vorsehen.  

(3) Die Versorgungswerke erheben von ihren Mitgliedern die zur Erbringung der 

Versorgungsleistungen notwendigen Beiträge. Der Beitrag richtet sich nach den Einkünften aus 

beruflicher Tätigkeit. Die Satzung kann vorsehen, dass die Mitglieder freiwillige Mehrzahlungen 

leisten dürfen. Der Pflichtbeitrag darf den jeweiligen Höchstbeitrag in der Rentenversicherung 

der Arbeiter und Angestellten nicht übersteigen. 

 

(4) In der Satzung der Versorgungswerke sind zu regeln: 

 

1. die Aufgaben, die Bildung, die Zusammensetzung, die Wahl und die Amtsdauer der Organe 

der Versorgungswerke sowie deren gerichtliche und außergerichtliche Vertretung, soweit dies 

nicht durch andere gesetzliche Vorschriften bestimmt ist, 

2. der Beginn und das Ende der Pflichtmitgliedschaft sowie die Voraussetzungen, unter denen 

Ausnahmen und Befreiungen von der Pflichtmitgliedschaft zulässig sind, 

3. die Voraussetzungen, unter denen insbesondere im Anschluss an eine beendete Mitgliedschaft 

in der Kammer eine freiwillige Mitgliedschaft zulässig ist, 

4. die Voraussetzungen, unter denen Anwartschaften nach erfolgtem Versorgungsausgleich 

aufgestockt werden können, 

5. die Voraussetzungen für eine Nachversicherung, 



 

 

6. die Mitwirkungspflicht der Mitglieder, der Beginn und das Ende der Beitragspflicht, das 

Beitragsfestsetzungsverfahren, die Fälligkeit der Beiträge und die Einzelheiten zur Höhe der 

Beiträge, 

7. die Höhe von Beitragsermäßigungen und Beitragsbefreiungen, die in besonderen 

Lebenssituationen gewährt werden können, 

8. die Voraussetzungen und die Höhe eventueller Säumniszuschläge, Zinsen und Kosten für 

fällige Beiträge, 

9. die Voraussetzungen, unter denen Beiträge und Säumniszuschläge gestundet, erlassen oder 

niedergeschlagen werden können, 

10. die Voraussetzungen, unter denen ein Mitglied seine an das Versorgungswerk geleisteten 

Beiträge auf ein anderes berufsständisches Versorgungswerk überleiten kann, 

11. die Voraussetzungen und die Höhe eines Anspruchs auf Rückerstattung geleisteter Beiträge, 

wenn die Mitgliedschaft endet, 

12. die Einzelheiten zu den Voraussetzungen und zu dem Umfang der Versorgungsleistungen 

und 

13. die Art und der Umfang der zur Erfüllung der Aufgaben der Versorgungswerke 

erforderlichen personenbezogenen Daten der Mitglieder und der sonstigen 

Leistungsberechtigten. 

 

(5) Das Vermögen des Versorgungswerks ist vom Vermögen der Kammer unabhängig. Für 

Verbindlichkeiten des Versorgungswerks haftet nur dessen Vermögen. Es haftet nicht für 

Verbindlichkeiten der Kammer. Das Vermögen des Versorgungswerks ist vom Vermögen der 

Kammer getrennt zu verwalten. Es darf nur für die gesetzlichen und satzungsmäßig zugelassenen 

Zwecke sowie zum Ausgleich der notwendigen Verwaltungskosten verwendet werden. 

Anwartschaften und Ansprüche auf Leistungen kann der Berechtigte weder abtreten noch 

verpfänden. Das Versorgungswerk kann auf Antrag des Berechtigten durch schriftlichen 

Bescheid Ausnahmen von dem Abtretungs- und Verpfändungsverbot zulassen, wenn dessen 

Versorgung dadurch nicht ernsthaft gefährdet wird. 

 

(5a) Für den Übergang an Ersatzansprüchen gegen einen Dritten findet § 86 des 

Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631) in der jeweils 

geltenden Fassung entsprechende Anwendung. 

 

(6) Die Kammern können Mitglieder einer anderen, im Geltungsbereich des Grundgesetzes 

ansässigen Kammer desselben oder eines anderen Berufsstands in ihr Versorgungswerk auf 

nehmen, sofern die andere Kammer einverstanden ist. Die Kammern können mit einer anderen, 

im Geltungsbereich des Grundgesetzes ansässigen Versorgungseinrichtung ein gemeinsames 

Versorgungswerk schaffen. Das Nähere ist durch Satzung, die der Genehmigung der jeweils 

zuständigen Aufsichtsbehörde bedarf, zu regeln. In ihr sind vor allem Regelungen über die 

Einzelheiten des Zusammengehens und über die Beteiligung an den Organen des gemeinsamen 

Versorgungswerks zu treffen. Die Kammern können ihre Mitglieder verpflichten, Mitglieder 

dieses gemeinsamen Versorgungswerks zu werden. Erfolgt die Schaffung des gemeinsamen 

Versorgungswerks aufgrund eines Staatsvertrags, sind dessen Regelungen auch verbindlich, 

wenn sie den Bestimmungen dieses Gesetzes widersprechen. 

 

(7) Die Landesapothekerkammer kann durch Satzung eine Einrichtung zur Herbeiführung eines 

sozialen Ausgleichs zwischen älteren und jüngeren in Apotheken tätigen Mitarbeitern und 

solchen mit und ohne Familie schaffen (Gehaltsausgleichskasse). 
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§ 19 

Aufsicht über die Versorgungswerke 
 

(1) Aufsichtsbehörde über die Versorgungswerke ist das für die Versicherungsaufsicht über die 

berufsständischen Versorgungswerke zuständige Ministerium. § 7 Abs. 2, § 7a Abs. 1, § 13 Abs. 

1 und 1a, § 13d Nr. 1, 2 und 2a, § 54 Abs. 1 und 2, die §§ 54d und 55 Abs. 1 und 2 Satz 1, § 57 

Abs. 1 Satz 1, 2 und 5, die §§ 58, 59 und 81 Abs. 1, 2 Satz 1 und 2 und Abs. 4 Satz 1 Buchst. a, 

die §§ 81a und 81b Abs. 1, 2a und 3, § 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 bis 6, Satz 2, Abs. 3 und 5 

Satz 1 Nr. 2 und Abs. 6 sowie die §§ 83a, 86 und 89a des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) 

in der Fassung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2) in der jeweils geltenden Fassung 

finden entsprechende Anwendung. Die Versorgungswerke haben die Kosten für Prüfungen nach 

§ 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 VAG zu tragen. Die Bestimmungen der Versicherungsunternehmens-

Rechnungslegungsverordnung vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378) in der jeweils 

geltenden Fassung finden entsprechende Anwendung. Die Aufsichtsbehörde kann hierzu 

Ausnahmegenehmigungen erteilen. 

 

(2) Art und Umfang der zulässigen Anlage des gebundenen Vermögens ergeben sich aus der 

Anlageverordnung vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3913) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

(3) Die Versorgungswerke haben zur Sicherstellung der dauernden Erfüllbarkeit ihrer 

Leistungsverpflichtungen eine Rücklage zur Deckung eines außergewöhnlichen Verlustes aus 

dem Geschäftsbetrieb (Verlustrücklage) in Höhe von 4 vom Hundert der 

Deckungsrückstellungen zu bilden. Die Aufsichtsbehörde kann zur Höhe der Verlustrücklage im 

Einzelfall abweichende Regelungen treffen. 

 

(4) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sollen für die Abschlussprüfung 

nicht länger als fünf Jahre ununterbrochen bestellt werden. 

 

(5) Die Versorgungswerke haben der Aufsichtsbehörde jährlich ein 

versicherungsmathematisches Gutachten zur Berechnung der für die dauernde Erfüllbarkeit der 

Leistungsverpflichtungen erforderlichen Rückstellungen vorzulegen. Die Aufsichtsbehörde kann 

das versicherungsmathematische Gutachten auf Kosten des Versorgungswerks durch einen von 

ihr beauftragten Versicherungsmathematiker prüfen lassen. 

 

(6) Werden Belange anderer Ministerien berührt, holt die Aufsichtsbehörde deren Benehmen ein. 

Bei der Genehmigung von Satzungen und Satzungsänderungen rechtlich unselbständiger 

Versorgungswerke holt sie das Einvernehmen des jeweils für die Kammeraufsicht zuständigen 

Ministeriums ein. 


